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Weko-KritikererleidenNiederlage
Der Ständerat will trotz harter Kritik aus derWirtschaft nicht amKartellrecht herumschrauben.

PascalMichel

«Seien Sie vorsichtig! Wir ope-
rieren hier an derHerzkammer
der SchweizerWirtschaft, dem
freien Wettbewerb», rief Stän-
derat PirminBischof (Mitte) sei-
nen Kolleginnen und Kollegen
zu. SeinenHerz-Vergleich nah-
menverschiedeneRednerinnen
und Redner in der Diskussion
zum Kartellgesetz wieder auf.
Es blieb einer der wenigen
Punkte, auf die man sich in der
kleinenKammer einigen konn-
te: Wie wichtig der freie Wett-
bewerb für ein Exportland wie
die Schweiz ist.

Inwiefern der Wettbewerb
durch die Revision des Kartell-
gesetzes bedroht ist, war aller-
dings hochumstritten. Konkret
ging es amDienstagmorgen im
Ständerat um einen Begriff aus
demGesetz, der auf den ersten
Blickharmloserscheint, denBe-
griff der «erheblichen Wettbe-
werbsbeeinträchtigung».

EinZahnpasta-Urteil
mitFolgen
UmdieAuslegungdiesesWorts
ist eine heftige Debatte ent-
brannt.Grunddafür ist einEnt-
scheid des Bundesgerichts aus
dem Jahr 2016, das sogenannte
Gaba-Urteil.Damals ging es um
Parallelimporte von Elmex-
Zahnpasta. Die obersten Rich-
ter entschieden in jenem Fall,
dass «harte Abreden», also
etwa solche zuPreisen,Mengen
undüberdieAufteilung vonGe-
bieten undKunden, grundsätz-
lich als erheblich und damit als
verboten gelten. Das Urteil
führte dazu, dass die Weko in
ihrer Arbeit den entstandenen
Schaden einer solchen Abrede
nicht beziffernmuss.Die blosse
Existenz einer harten Abrede
reicht aus.

Eine hauchdünne Mehrheit
der zuständigen Ständerats-
kommission schlug hier dem
Rat eine Anpassung vor. Sie

wollte den entsprechendenGe-
setzesartikel so verändern, dass
eine Wettbewerbsabrede nur
dannvorliegt, «wenndieSchäd-
lichkeit für den wirksamen
Wettbewerb im konkreten Fall

dargelegt ist».Ebenfalls zurDe-
batte standdieVersiondesBun-
desrats, der auf Druck von ver-
schiedenenMotionen ebenfalls
eine Anpassung vorschlug.
Demnach solle die Weko künf-
tig neben qualitativen auch
quantitative Elemente berück-
sichtigen.

Beide Vorschläge fielen im
Ständerat durch. EineMehrheit
von 24 zu 20 sprach sich dafür
aus, amgeltendenRecht festzu-
halten.

Auf der Seite der Sieger
stand der Schaffhauser Stände-
rat Hannes Germann (SVP). Er
könnedenUnmut ausderWirt-
schaft gegenüber der Weko
nachvollziehen, hatte er ein-
gangserklärt.DieBehördehabe
ihren Einflussbereich in den
letzten Jahren erheblich ausge-
weitet.Erwarnteaberdavor, das
Kartellrecht zu schwächen und
das «ganze sinnvolle System zu

beschädigen». Die eingebrach-
ten Änderungen seien ein
«Schildbürgerstreich», der be-
sonders die Konsumenten, die
unter hohenPreisen litten, tref-
fenwürde.

Ähnlich sah es Pirmin Bi-
schof (Mitte).Erhobheraus,wie
wichtig die «Korrektur» durch
das Gaba-Urteil gewesen war.
Bischof nannte als Beispiel für
die Praxisänderung ein Weko-
Verfahren gegen den Automo-
bilkonzern BMW.Dieser wollte
verhindern, dass günstigere
Autos aus dem Ausland in die
Schweiz importiert werden
konnten.DieWekobüssteBMW
deshalbempfindlich.«Wirmüs-
sen verhindern, dass gerade
Konzerne den SchweizerMarkt
abschottenunddiePreisehoch-
halten können», so Bischof.

Für die unterlegene Seite
setzte sich etwa Beat Rieder
(Mitte) ein. Er kritisierte, dass

seit dem Gaba-Urteil die Un-
schuldsvermutung ausgesetzt
werde, weil die Schädlichkeit
einerAbredenichtmehrberück-
sichtigt werde. «Das ist wie
wenn man für eine Geschwin-
digkeitsübertretung gebüsst
würde, nur weil das Auto geeig-
net ist, schneller als 120Kilome-
ter pro Stunde zu fahren», sagte
Rieder. Rechtsstaatlich sei dies
problematisch. «Die Unterneh-
men müssen wegen hoher Bus-
sen und ewig langen Verfahren
mit der Vernichtung rechnen.»

AndreaCaroni (FDP)beton-
te zudem,manforderegarnicht,
dass die Weko den Schaden im
Einzelfall beziffern müsse. Sie
müsse ihn lediglich«darlegen».
DerAppenzeller antizipiertebe-
reits, dass seine Position keine
Mehrheit finden könnte. Er
dachte deshalb laut darüber
nach, dass der Nationalrat der-
einst einenMittelweg ausarbei-
ten könnte.

DieVerfahrendauern
meist viel zu lange
Ein weiteres Thema, das die
kleine Kammer umtrieb, waren
die sehr langen Verfahrensdau-
ern bei Kartellrechtsfällen. Im
Schnitt dauert es nach Beginn
einerWeko-Untersuchungmehr
als zehn Jahre, bis das Bundes-
gericht abschliessend urteilt.
Diese Unsicherheit richte die
Unternehmen letztlich zugrun-
de, fandSVP-StänderatHannes
Germann. Um hier etwas än-
dern zu können, muss sich das
Parlament allerdings gedulden.
Der Bundesrat hat eine Vorlage
zur institutionellen Reform der
Weko auf nächstes Jahr in Aus-
sicht gestellt. Eine Experten-
gruppehatdabei auchVorschlä-
ge erarbeitet, wie die Verfahren
– insbesonderevordemBundes-
verwaltungsgericht – beschleu-
nigt werden könnten.

Es wird eine weitere, diffizi-
leOperationamoffenenHerzen
der SchweizerWirtschaft.

SBB&Co.sollenBargeldannehmenmüssen
Das Parlament hat eine entsprechendeMotion an denBundesrat überwiesen.

PascalMichel

Die Ankündigung sorgte für
Aufregung. Die ÖV-Branche
möchte ab 2035 praktisch nur
nochdigitaleBillette verkaufen.
«DieBranche ist nichtmehrver-
pflichtet, Bargeld entgegenzu-
nehmen. Die Bargeldhandha-
bung ist sehraufwendigund teu-
er», begründeteRenéSchmied,
StrategiechefderBranchenorga-
nisationAlliance Swisspass, da-
mals gegenüber CHMedia.

Ein minimales Angebot für
Bargeldnutzer werdeman zwar
noch bieten. «Das kann bedeu-
ten, dass man zum Beispiel das
ÖV-Guthaben am Kiosk auf-
lädt.» Aber man müsse nicht
mehr an jederHaltestelle einen
Tresorschrank aufstellen – und
das seien Automaten mit Bar-
geldbezahlmöglichkeit nunmal.

Nun haben diese Pläne die
Politik aufgeschreckt.AmMon-

tag nahm der Ständerat nach
dem Nationalrat eine Motion
von Manuela Weichelt (Grüne)
an.Diese fordert denBundesrat
dazu auf, eine Vorlage oder an-

dere geeignete Massnahmen
auszuarbeiten, damit die sub-
ventionierten Verkehrsbetriebe
Bargeld akzeptierten. Als Alter-
nativen nennt Weichelt bei-

spielsweise die Bezahlung per
Prepaid-Karte. Die Regierung
muss nun eine Lösung ausar-
beiten.

Laut Weichelt könnte der
Kostendruck beim öffentlichen
Verkehr dazu führen, dass die
VerkehrsbetriebeaufMünzauto-
maten und Kassen in den Fahr-
zeugen verzichteten. Das führe
zu zwei Problemen. Erstens
würden Personen ausgegrenzt,
die keinenZugang zu elektroni-
schen Zahlungsmitteln hätten.
Zweitens widerspreche der
wachsende Graben zwischen
derdigitalisiertenunddernicht
digitalenBevölkerungallenVer-
fassungswerten und müsse
überbrückt werden.

Im Ständerat erklärte An-
drea Gmür (Mitte) nun, «dass
beim digitalen Wandel auch
wirklich auf all die Menschen
Rücksicht genommen werden
soll, die diesbezüglich weniger

oder gar nicht geübt sind». Der
Bundesrat hatte sich imVorfeld
der parlamentarischenDebatte
fürdasAnliegenausgesprochen.
Er verwies in seiner Antwort al-
lerdings darauf, dass es sich bei
derBargeldannahme-Pflichtum
sogenanntes dispositives Recht
handle. Das heisst, dass die
Unternehmen auf Bargeld ver-
zichten können, sofern sie das
der Kundschaft vorher transpa-
rentmitteilen.

VerkehrsministerAlbertRös-
ti sagte in der kleinen Kammer,
der Bundesrat erachte es zwar
nicht für angezeigt, den Trans-
portunternehmen zwingende
Vorgaben zur Bargeldannahme
zu machen. Da die Motion aber
angemessene, kundenfreundli-
che und zukunftsgerichtete Al-
ternativenvorschlage, etwaeine
Prepaid-Karte, habe sich der
Bundesrat für das Anliegen aus-
gesprochen.

Aus Sicht der Branche ein Auslaufmodell: der herkömmliche Ticket-
automat. Bild: Gaetan Bally/Keystone

Die kleine Kammer diskutierte amDienstag wortreich über das Kartellgesetz. Bild: Keystone

Weltbankwarnt
vorhoher Inflation
Geldpolitik Dieweltweite Infla-
tionwird einer neuen Prognose
derWeltbank zufolge in diesem
Jahr im Schnitt bei 3,5 Prozent
liegen, im kommenden Jahr bei
2,9Prozent.Das sei eine langsa-
mere Abschwächung als erwar-
tet. Die Weltbank geht deshalb
davonaus, dass dieZentralban-
kenangesichtsdes anhaltenden
Inflationsdrucks bei der Locke-
rungderGeldpolitik zurückhal-
tend bleiben.

«Obwohl die Lebensmittel-
und Energiepreise weltweit zu-
rückgegangen sind, bleibt die
Kerninflation vergleichsweise
hoch – und das könnte so blei-
ben», sagte Ayhan Kose, stell-
vertretender Chefökonom der
Weltbank.«DaskönntedieZen-
tralbanken in den grossen fort-
geschrittenenVolkswirtschaften
dazu veranlassen, Zinssenkun-
gen aufzuschieben.»

Die Weltbank schätzt, dass
die durchschnittlichen Leitzin-
sen in den kommenden Jahren
etwa doppelt so hoch sein wer-
den wie im Durchschnitt der
Jahre 2000 bis 2019. Zuletzt
hatte die Europäische Zentral-
bank EZB die Zinsen um 0,25
Prozentpunkte gesenkt. Diese
Woche entscheidet die US-No-
tenbank Fed über ihre weitere
Geldpolitik. Beobachter gehen
davon aus, dass sie denLeitzins
nicht senkenwird. (dpa/chm)

Easyjet:Ausbau in
ZürichundBasel
Flugverkehr DiebritischeBillig-
Fluglinie Easyjet baut ihr Ange-
bot von den Flughäfen Zürich,
Genf und Basel aus. Ab Zürich
fliegt die Airline ab dem 4. No-
vember neu viermal pro Woche
nach Manchester und ab dem
2. NovemberzweimalproWoche
nachBordeaux.AbBasel nimmt
Easyjetabdem7.November fünf
wöchentlicheFlügeandenFlug-
hafen London-Luton auf, ab
Genf geht es abdem18.Dezem-
ber einmal wöchentlich nach
Leeds Bradford. Die Flüge sind
aufder InternetseitederFlugge-
sellschaft bereits buchbar.

DieSchweizerTochterEasy-
jet Switzerland hat am Basler
Euro-Airport den höchsten
Marktanteil. In Basel und Genf
betreibt sie eigene Basenmit in
der Schweiz registrierten Flug-
zeugen und hiesigem Personal.
Zürich hingegen wird nur von
den ausländischen Easyjet-
Töchtern angeflogen. (ehs)

Esgibtnochviele
offeneLehrstellen
Berufsbildung DerLehrstellen-
markt präsentiere sich stabil,
schreibt das Bundesamt für Bil-
dung SBFI. Bis Ende Mai 2024
wurden etwas mehr als 53000
Lehrverträge abgeschlossen.
Das sind rund2000mehrals im
Vorjahr.Gleichzeitigmeldendie
Kantonenochknapp20000of-
feneLehrstellen fürdenLehrbe-
ginn 2024. Für Jugendliche, die
aufLehrbeginn2024nochkeine
Lehrstellehaben, sinddieChan-
cen auf einen Ausbildungsplatz
also intakt. (mpa)

PirminBischof
Ständerat (Mitte/Solothurn)

«Wennwirkeinen
Wettbewerbmehr
haben,könnenwir
die freieMarktwirt-
schaft aufgeben.»


